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Rote Zahlen durch neues Haushaltsrecht?

„Wir wollen kein kommunales NSI“

Stuttgart.   Gegen unüberlegte Vorgaben im Rahmen eines neuen Haushaltsrechts wandte sich das Präsidium des Gemeindetags Baden-Württemberg. „Sollen die Kommunen rote Zahlen schreiben, nur weil das neue Haushaltsrecht das verlangt? Wir wollen kein kommunales NSI“, warnte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Abschreibungen auf kommunales Anlagevermögen könnten nicht vollständig erwirtschaftet werden. Die damit verbundenen Mehrbelastungen für Bürger und Wirtschaft seien politisch nicht durchsetzbar. „Das bringt auch Gemeinden, die heute solide ausgeglichene Haushalte haben, unter die Kuratel der Aufsichtsbehörden“, erwartet Kehle. Die neuen Regeln über den Haushaltsausgleich sollten keine ‚Anleitung zum buchhalterischen Staatsbankrott’ sein, sondern eine vernünftige Finanzierung öffentlicher Aufgaben sicherstellen, so Kehle.

Mit mehr Wahlfreiheit im Rechnungswesen für die Kommunen könne es wie in Bayern und Thüringen zu einem Wettbewerb der Systeme kommen, schlägt der Gemeindetag vor. Erste Erfahrungen anderer Bundesländer zeigten, dass die neuen Regeln für den Ausgleich der Kommunalhaushalte nicht zu schlüssigen Ergebnissen führten. 

Nach Angaben des Innenministeriums soll das neue kommunale Haushaltsrecht 2008 in Kraft treten. Geplant ist eine Übergangsfrist für die Umstellung der Gemeindehaushalte auf das neue Rechnungswesen bis 2014.
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